
Das Bundesimmissionsschutzgesetz begründet in Verbindung mit der Verkehrslärmschutzverordnung den Schutz der
Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche im Rahmen der Lärmvorsorge und legt
dazu Immissionsgrenzwerte fest. Ein Rechtsanspruch auf Schutz vor Verkehrslärm entsteht aber nur beim Neubau oder
einer wesentlichen baulichen Änderung eines Verkehrsweges. Aus der Umgebungslärmkartierung 2022 liegen
Berechnungen von Schallpegel für Hauptverkehrsstraßen vor. Zur Einordnung dieser hier dargestellten Lärmbelastung
können die Immissionsgrenzwerten der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BIm-Sch V) herangezogen werden, die auf
verschiedene Flächennutzungen bezogen sind:

Lärmvorsorgeorientierte Immissionsgrenzwerte
(16. BImSchV)

Tags

(6 – 22 Uhr)

 Nachts

Krankenhäuser, Schulen, Kur- und Altenheime 57 dB(A) 47 dB(A)

Reine und Allgemeine Wohngebiete,
Kleinsiedlungsgebiete

59 dB(A) 49 dB(A)

Kerngebiete, Dorfgebiete, Mischgebiete 64 dB(A) 54 dB(A)

Gewerbegebiete 69 dB(A) 59 dB(A)

Hinweise:

Stadtplanerisch sind darüber hinaus die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005-1 zu beachten. Daten zum
Schienenlärm können vom Eisenbahn-Bundesamt bezogen werden. Daten zu verschiedenen Lärmarten aus Basel können
vom Schweizer Amt für Umwelt und Energie, Abteilung Lärmschutz, Kanton Basel-Stadt bezogen werden.
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